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(2) Die Schiedssprüche können aus Gründen des Gemeinwohls für verbind-
lich oder allgemein verbindlich erklärt werden.
(3) Das Streikrecht der wirtschaftlichen Vereinigungen wird anerkannt.

Art. 52 [Arbeitsbedingungen, Verbot der Kinderarbeit] (1) 1 Die Ar-
beitsbedingungen müssen die Gesundheit, die Menschenwürde, das Familien-
leben und die wirtschaftlichen und kulturellen Bedürfnisse des Arbeitnehmers
sichern. 2 Sie haben insbesondere die leibliche, geistige und sittliche Entwick-
lung der Jugendlichen zu fördern.
(2) Kinderarbeit ist verboten.

Art. 53 [Lohngleichheit für Jugendliche und Frauen] (1) Bei gleicher
Arbeit haben Jugendliche und Frauen Anspruch auf den gleichen Lohn, wie
ihn die Männer erhalten.
(2) Der Frau steht bei gleicher Eignung ein gleichwertiger Arbeitsplatz zu.

Art. 54 [Schutz der Mütter und Kinder] Durch Gesetz sind Einrichtun-
gen zum Schutz der Mütter und Kinder zu schaffen und die Gewähr, daß die
Frau ihre Aufgabe im Beruf und als Bürgerin mit ihren Pflichten als Frau und
Mutter vereinen kann.

Art. 55 [Sonn- und Feiertage, Achtstundentag] (1) Der 1. Mai ist ge-
setzlicher Feiertag als Bekenntnis zu sozialer Gerechtigkeit und Freiheit, zu
Frieden und Völkerverständigung.
(2) Der Achtstundentag ist der gesetzliche Arbeitstag.
(3) Alle Sonn- und gesetzlichen Feiertage sind arbeitsfrei.
(4) Ausnahmen können durch Gesetz oder Gesamtvereinbarungen zugelas-

sen werden, wenn die Art der Arbeit oder das Gemeinwohl es erfordern.
(5) Das Arbeitsentgelt für die in die Arbeitszeit fallenden gesetzlichen Feier-

tage wird weitergezahlt.

Art. 56 [Urlaubsanspruch] (1) 1 Jeder Arbeitende hat Anspruch auf einen
bezahlten, zusammenhängenden Urlaub von mindestens 12 Arbeitstagen im
Jahr. 2 Dieser Anspruch ist unabdingbar und kann auch nicht abgegolten
werden.
(2) Näheres wird durch Gesetz oder Vereinbarungen der beteiligten Stellen

geregelt.

Art. 57 [Sozialversicherung] (1) Es ist eine das gesamte Volk verbindende
Sozialversicherung zu schaffen.
(2) Die Sozialversicherung hat die Aufgabe, den Gesundheitszustand des

Volkes, auch durch vorbeugende Maßnahmen, zu heben, Kranken, Schwan-
geren und Wöchnerinnen jede erforderliche Hilfe zu leisten und eine aus-
reichende Versorgung für Erwerbsbeschränkte, Erwerbsunfähige und Hinter-
bliebene sowie im Alter zu sichern.
(3) Leistungen sind in einer Höhe zu gewähren, die den notwendigen

Lebensunterhalt sichern.

Bremen Art. 52–57 BremVerf 5
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(4) 1 Die Sozialversicherung ist sinnvoll aufzubauen. 2Die Selbstverwaltung
der Versicherten wird anerkannt. 3 Ihre Organe werden in allgemeiner, glei-
cher und geheimer Wahl gewählt.
(5) Das Nähere bestimmt das Gesetz.

Art. 58 [Lebensunterhalt aus öffentlichen Mitteln] (1) Wer nicht in der
Lage ist, für sich und seine unterhaltsberechtigten Angehörigen den notwen-
digen Lebensunterhalt zu erwerben, erhält ihn aus öffentlichen Mitteln, wenn
er ihn nicht aus vorhandenem Vermögen bestreiten kann oder einen gesetzli-
chen oder anderweitigen Anspruch auf Lebensunterhalt hat.
(2) Durch den Bezug von Unterstützung aus öffentlichen Mitteln dürfen

staatsbürgerliche Rechte nicht beeinträchtigt werden.

4. Abschnitt. Kirchen und Religionsgesellschaften

Art. 59 [Trennung von Kirche und Staat] (1) Die Kirchen und Religi-
onsgesellschaften sind vom Staate getrennt.
(2) 1 Jede Kirche, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaft ordnet und

verwaltet ihre sämtlichen Angelegenheiten selber im Rahmen der für alle
geltenden Gesetze. 2 Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder
der bürgerlichen Gemeinde.

Art. 60 [Vereinigungsfreiheit für Religionsgemeinschaften] (1) Die
Freiheit der Vereinigung zu Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
wird gewährleistet.
(2) Niemand darf gezwungen oder gehindert werden, an einer kirchlichen

Handlung oder Feierlichkeit oder religiösen Übung teilzunehmen oder eine
religiöse Eidesformel zu benutzen.

Art. 61 [Körperschaften des öffentlichen Rechts] 1 Kirchen, Religions-
und Weltanschauungsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen
Rechts, soweit sie es bisher waren. 2 Anderen Religions- oder Weltanschau-
ungsgemeinschaften kann durch Gesetz die gleiche Rechtsstellung verliehen
werden, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die
Gewähr der Dauer bieten.

Art. 62 [Anstaltsseelsorge] 1 Soweit in öffentlichen Krankenhäusern, Straf-
anstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten der Wunsch nach Gottesdienst
und Seelsorge geäußert wird, sind die Kirchen, Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften zuzulassen. 2 Dabei hat jede Art von Nötigung zur Teil-
nahme zu unterbleiben.

Art. 63 [Anerkennung als gemeinnützige Einrichtungen] Die von den
anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften oder ihren Or-
ganisationen unterhaltenen Krankenhäuser, Schulen, Fürsorgeanstalten und
ähnlichen Häuser gelten als gemeinnützige Einrichtungen.

5 BremVerf Art. 58–63 Bremen
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Dritter Hauptteil. Aufbau und Aufgaben des Staates

1. Abschnitt. Allgemeines

Art. 64 [Name und Bundeszugehörigkeit] Der bremische Staat führt
den Namen „Freie Hansestadt Bremen“ und ist ein Glied der deutschen
Republik und Europas.

Art. 65 [Staatsziele] (1) Die Freie Hansestadt Bremen bekennt sich zu
Demokratie, sozialer Gerechtigkeit, Freiheit, Schutz der natürlichen Umwelt,
Frieden und Völkerverständigung.
(2) Sie fördert die grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit, die auf

den Aufbau nachbarschaftlicher Beziehungen, auf das Zusammenwachsen
Europas und auf die friedliche Entwicklung der Welt gerichtet ist.
(3) Die Freie Hansestadt Bremen bekennt sich zum Zusammenhalt der

Gemeinden des Landes und wirkt auf gleichwertige Lebensverhältnisse hin.

Art. 66 [Volkssouveränität] (1) Die Staatsgewalt geht vom Volke aus.
(2) Sie wird nach Maßgabe dieser Verfassung und der auf Grund der Ver-

fassung erlassenen Gesetze ausgeübt:
a) unmittelbar durch die Gesamtheit der stimmberechtigten Bewohner des
bremischen Staatsgebietes, die ihren Willen durch Abstimmung (Volksent-
scheid) und durch Wahl zur Volksvertretung (Landtag) äußert,

b)mittelbar durch den Landtag (Bürgerschaft) und die Landesregierung (Senat).

Art. 671) [Gewaltenteilung] (1) Die gesetzgebende Gewalt steht aus-
schließlich dem Volk (Volksentscheid) und der Bürgerschaft zu.
(2) Die vollziehende Gewalt liegt in den Händen des Senats und der nach-

geordneten Vollzugsbehörden.
(3) Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige Richter ausgeübt.

Art. 68 [Symbole] Die Freie Hansestadt Bremen führt ihre bisherigen
Wappen und Flaggen.

2. Abschnitt. Volksentscheid, Landtag und Landesregierung

I. Der Volksentscheid

Art. 692) [Stimmberechtigung, Abstimmungsgrundsätze und -tag]
(1) Beim Volksentscheid ist stimmberechtigt, wer zur Bürgerschaft wahl-

berechtigt ist.
(2) Die Abstimmung ist allgemein, gleich, unmittelbar, frei und geheim; sie

kann nur bejahend oder verneinend lauten.
(3) Abstimmungstag muß ein Sonntag oder gesetzlicher Feiertag sein.

Bremen Art. 64–69 BremVerf 5
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1) Amtl. Anm.: Vgl. zu Art. 67 Entscheidungen d. Staatsgerichtshofs v. 13. 1. 1954 S. 8 u. v.
19. 3. 1957 S. 43 u. 51.

2)Art. 69 Abs. 3 geänd. mWv 12. 9. 2009 durch G v. 1. 9. 2009 (Brem.GBl. S. 311).
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Art. 701) [Gegenstand des Volksentscheids] (1) Der Volksentscheid fin-
det statt:
a) wenn die Bürgerschaft mit der Mehrheit ihrer Mitglieder eine Verfassungs-
änderung dem Volksentscheid unterbreitet;

b)wenn die Bürgerschaft eine andere zu ihrer Zuständigkeit gehörende Frage
dem Volksentscheid unterbreitet;

c) wenn ein Fünftel der Stimmberechtigten die vorzeitige Beendigung der
Wahlperiode verlangt;

d)wenn ein Zwanzigstel der Stimmberechtigten das Begehren auf Beschluß-
fassung über einen Gesetzentwurf stellt. Soll die Verfassung geändert wer-
den, muß ein Zehntel der Stimmberechtigten das Begehren unterstützen.
Der begehrte Gesetzentwurf ist vom Senat unter Darlegung seiner Stellung-
nahme der Bürgerschaft zu unterbreiten. Der Volksentscheid findet nicht
statt, wenn der Gesetzentwurf in der Bürgerschaft unverändert angenom-
men worden ist oder wenn die Vertrauenspersonen keinen Antrag auf
Durchführung des Volksentscheids gestellt haben. Wird der begehrte Ge-
setzentwurf in veränderter, jedoch dem Anliegen des Volksbegehrens nicht
widersprechender Weise angenommen, so stellt die Bürgerschaft auf Antrag
der Vertrauenspersonen die Erledigung des Volksbegehrens fest. Ist das
Gesetz durch Volksentscheid abgelehnt, so ist ein erneutes Volksbegehren
auf Vorlegung desselben Gesetzentwurfes erst zulässig, nachdem inzwischen
die Bürgerschaft neu gewählt ist.
(2) 1 Ein Volksentscheid ist außerdem im Fall des Artikels 42 Absatz 4 über

ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz durchzuführen, wenn
a) die Bürgerschaft das Gesetz mit weniger als zwei Dritteln ihrer Mitglieder
beschlossen hat,

b) ein Viertel der Mitglieder der Bürgerschaft die Durchführung eines Volks-
entscheids beantragt oder

c) ein Zwanzigstel der Stimmberechtigten die Durchführung eines Volksent-
scheides begehrt.

2 In diesen Fällen tritt das Gesetz nur bei einem zustimmenden Volksentscheid
in Kraft.
(3) 1 Ein Volksentscheid nach Absatz 1 über den laufenden Haushaltsplan,

über Bezüge oder Entgelte öffentlich Bediensteter oder vergleichbarer Per-
sonen und über Steuern, Abgaben, Beiträge und Gebühren sowie über Einzel-
heiten solcher Gesetzesvorlagen ist unzulässig. 2 Finanzwirksame Volksent-
scheide mit Wirkung für zukünftige Haushaltspläne sind zulässig, soweit diese
die Struktur eines zukünftigen Haushalts nicht wesentlich verändern, den
verfassungsrechtlichen Regelungen des Haushaltsrechts, welchen auch die
Bürgerschaft für die Aufstellung des Haushaltsplans unterliegt, entsprechen
und zur Gegenfinanzierung keine Haushaltspositionen herangezogen werden,
die gesetzlich, vertraglich oder auf andere Weise rechtlich gebunden sind.

5 BremVerf Art. 70 Bremen

142

1)Art. 70 Abs. 1 Buchst. d Satz 4 geänd., Satz 5 eingef., bish. Satz 5 wird Satz 6, Abs. 2 neu gef.
mWv 12. 9. 2009 durch G v. 1. 9. 2009 (Brem.GBl. S. 311); Abs. 2 eingef., bish. Abs. 2 wird Abs. 3
und geänd. mWv 13. 9. 2013 durch G v. 3. 9. 2013 (Brem.GBl. S. 480); Abs. 1 Buchst. d Satz 2
geänd. mWv 14. 9. 2013 durch G v. 3. 9. 2013 (Brem.GBl. S. 501).

beck-shop.de 



Art. 711) [Ausgearbeiteter Gesetzentwurf] (1) Soll durch Volksentscheid
ein Gesetz erlassen, abgeändert oder aufgehoben werden, so hat der Beschluß
über die Herbeiführung eines Volksentscheides oder das Volksbegehren
gleichzeitig einen ausgearbeiteten Gesetzentwurf mit Begründung zu enthal-
ten.
(2) 1 Finanzwirksame Volksentscheide mit Wirkung für zukünftige Haushal-

te haben einen Finanzierungsvorschlag zu enthalten. 2 Diese Gegenfinanzie-
rung ist in Anlehnung an die allgemeinen Regelungen des Haushaltsrechts
darzustellen und dem Gesetzentwurf beizufügen.

Art. 722) [Quorum, Mehrheit] (1) Ein Gesetzentwurf oder eine andere
Vorlage nach Artikel 70 ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die
Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme abgegeben haben, jedoch mindestens
ein Fünftel der Stimmberechtigten, zugestimmt hat.
(2) Bei Verfassungsänderungen auf Grund eines Volksbegehrens müssen

zwei Fünftel der Stimmberechtigten für das Volksbegehren stimmen.

Art. 733) [Ausfertigung, Verkündung] (1) Der Senat hat die durch Volks-
entscheid beschlossenen Gesetze innerhalb von zwei Wochen nach Feststel-
lung des Abstimmungsergebnisses auszufertigen und im Bremischen Gesetz-
blatt zu verkünden.
(2) Ein durch Volksentscheid beschlossenes Gesetz kann während einer

laufenden Wahlperiode innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten nur
geändert oder aufgehoben werden
1. durch einen Volksentscheid nach Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe b oder d,
2. durch die Bürgerschaft mit verfassungsändernder Mehrheit.

Art. 74 [Ausführungsgesetz] Das Verfahren beim Volksentscheid regelt
ein besonderes Gesetz.

II. Der Landtag (Bürgerschaft)

Art. 754) [Zusammensetzung, Wahl] (1) 1 Die Mitglieder der Bürger-
schaft werden in den Wahlbereichen Bremen und Bremerhaven auf vier Jahre
in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl gewählt.
2 Das Nähere, insbesondere über Wahlberechtigung und Wählbarkeit, be-
stimmt das Wahlgesetz.
(2) Die Zahl der Mitglieder der Bürgerschaft wird durch Gesetz festgelegt.
(3) Auf Wahlvorschläge, für die weniger als fünf vom Hundert der Stimmen

im Wahlbereich Bremen bzw. im Wahlbereich Bremerhaven abgegeben wer-
den, entfallen keine Sitze.

Bremen Art. 71–75 BremVerf 5
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1)Art. 71 Abs. 2 angef., bish. Wortlaut wird Abs. 1 und geänd. mWv 12. 9. 2009 durch G v. 1. 9.
2009 (Brem.GBl. S. 311).

2)Art. 72 Abs. 1 geänd. mWv 12. 9. 2009 durch G v. 1. 9. 2009 (Brem.GBl. S. 311); Abs. 2
geänd. mWv 14. 9. 2013 durch G v. 3. 9. 2013 (Brem.GBl. S. 501).

3)Art. 73 Abs. 2 angef., bish. Wortlaut wird Abs. 1 mWv 12. 9. 2009 durch G v. 1. 9. 2009
(Brem.GBl. S. 311).

4) Amtl. Anm.: Vgl. zu Art. 75 Abs. 3 Entscheidung d. Staatsgerichtshofs v. 9. 4. 1951 S. 52.
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(4) Gewählt wird innerhalb des letzten Monats der Wahlperiode der vor-
hergehenden Bürgerschaft, soweit die Verfassung nichts anderes bestimmt.
(5) Der Wahltag muß ein Sonntag oder allgemeiner öffentlicher Ruhetag

sein.

Art. 761) [Vorzeitige Beendigung der Wahlperiode] (1) Die Wahlperi-
ode kann vorzeitig beendet werden:
a) durch Beschluß der Bürgerschaft. Der Antrag muß von wenigstens einem
Drittel der gesetzlichen Mitgliederzahl gestellt und mindestens zwei Wo-
chen vor der Sitzung, auf deren Tagesordnung er gebracht wird, allen Abge-
ordneten und dem Senat mitgeteilt werden. Der Beschluß bedarf der
Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder der Bürgerschaft.

b) durch Volksentscheid, wenn ein Fünftel der Stimmberechtigten es verlangt
(Volksbegehren).
(2) Durch Volksentscheid kann die Wahlperiode nur vorzeitig beendet

werden, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten zustimmt.
(3) Die Neuwahl findet spätestens an dem Sonntag oder gesetzlichen Feier-

tag statt, der auf den siebzigsten Tag nach der Entscheidung über die vorzeitige
Beendigung der Wahlperiode folgt.

Art. 77 [Fraktionen] (1) 1 Fraktionen bestehen aus Mitgliedern der Bürger-
schaft und werden von diesen in Ausübung des freien Mandats gebildet. 2 Das
Nähere regelt die Geschäftsordnung.
(2) 1 Fraktionen wirken mit eigenen Rechten und Pflichten als selbständige

und unabhängige Gliederungen an der Arbeit der Bürgerschaft mit. 2 Das
Nähere, insbesondere die Ausstattung und Rechnungslegung, regelt ein Gesetz.
(3) Ein Fraktionszwang ist unzulässig.

Art. 78 [Opposition] (1) Das Recht auf Bildung und Ausübung parlamen-
tarischer Opposition wird gewährleistet.
(2) Oppositionsfraktionen haben das Recht auf politische Chancengleich-

heit sowie Anspruch auf eine zur Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben erfor-
derliche Ausstattung.

Art. 792) [Informationspflicht des Senats] (1) Der Senat ist verpflichtet,
die Bürgerschaft oder die zuständigen Ausschüsse oder Deputationen über die
Vorbereitung von Gesetzen sowie über Grundsatzfragen der Landesplanung,
der Standortplanung und der Durchführung von Großvorhaben frühzeitig
und vollständig zu unterrichten.
(2) 1 Der Senat unterrichtet zum frühestmöglichen Zeitpunkt die Bürger-

schaft vollständig über alle Vorhaben im Rahmen der Zusammenarbeit mit
dem Bund, den Ländern, der Europäischen Union und anderen Staaten, die
für das Land von herausragender politischer Bedeutung sind, wesentliche Inte-
ressen des Landes berühren oder erhebliche finanzielle Auswirkungen haben.
2 Dies gilt insbesondere bei Vorhaben, die die Gesetzgebungszuständigkeit der

5 BremVerf Art. 76–79 Bremen
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1)Art. 76 Abs. 3 geänd. mWv 12. 9. 2009 durch G v. 1. 9. 2009 (Brem.GBl. S. 311).
2)Art. 79 neu gef. mWv 7. 6. 2005 durch G v. 31. 5. 2005 (Brem.GBl. S. 193); Abs. 3 Satz 2

angef. mWv 31. 7. 2012 durch G v. 17. 7. 2012 (Brem.GBl. S. 354).
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Bürgerschaft wesentlich berühren oder die Übertragung von Hoheitsrechten
des Landes auf die Europäische Union beinhalten.
(3) 1 In den Fällen des Absatzes 2 gibt der Senat der Bürgerschaft frühzeitig

die Gelegenheit zur Stellungnahme und berücksichtigt diese. 2Weicht der
Senat in seinem Stimmverhalten im Bundesrat von einer Stellungnahme der
Bürgerschaft ab, so hat er seine Entscheidung gegenüber der Bürgerschaft zu
begründen.

Art. 801) [Erlöschen der Mitgliedschaft] 1 Die Mitgliedschaft in der Bür-
gerschaft erlischt durch Verzicht oder durch Wegfall einer für die Wählbarkeit
maßgebenden Voraussetzung. 2 Der Verzicht ist dem Präsidenten der Bürger-
schaft schriftlich mitzuteilen; er ist unwiderruflich.

Art. 81 [Zusammentritt] 1 Die Bürgerschaft tritt innerhalb eines Monats
nach Ablauf der Wahlperiode der vorhergehenden Bürgerschaft zusammen.
2 Sie wird erstmalig von dem Vorstand der vorhergehenden Bürgerschaft ein-
berufen.

Art. 822) [Schutz und Entgeltanspruch] (1) 1Niemand darf bei der Über-
nahme oder Ausübung eines Mandats behindert oder benachteiligt werden.
2 Kündigung oder Entlassung aus einem Arbeits- oder Dienstverhältnis und
Benachteiligungen am Arbeitsplatz aus diesen Gründen sind unzulässig.
(2) 1 Die Mitglieder der Bürgerschaft haben Anspruch auf ein angemessenes

Entgelt. 2 Die Höhe des Entgelts wird jährlich nach Maßgabe der Veränderung
der Einkommens- und Kostenentwicklung in der Freien Hansestadt Bremen
angepasst.
(3) Das Nähere regelt ein Gesetz.

Art. 833) [Freies Mandat, Geheimhaltungspflicht] (1) 1 Die Mitglieder
der Bürgerschaft sind Vertreter der ganzen bremischen Bevölkerung. 2 Sie sind
verpflichtet, die Gesetze zu beachten, und haben eine besondere Treupflicht
gegenüber der Freien Hansestadt Bremen. 3 Im übrigen sind sie nur ihrem
Gewissen unterworfen und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden.
(2) Sie sind verpflichtet, alle ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der

Bürgerschaft bekanntwerdenden vertraulichen Schriftstücke, Drucksachen,
Verhandlungen der Bürgerschaft und ihrer Ausschüsse sowie der Behörden
geheim zu halten.

Art. 844) (aufgehoben)

Art. 85 [Ausschluss aus der Bürgerschaft] (1) 1 Ein Mitglied der Bürger-
schaft, das sein Amt ausnutzt, um sich oder anderen persönliche Vorteile zu
verschaffen, oder das sich beharrlich weigert, die ihm als Bürgerschaftsmitglied
obliegenden Geschäfte zu erfüllen, oder das der Pflicht der Verschwiegenheit

Bremen Art. 80–85 BremVerf 5
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1) Amtl. Anm.: Vgl. zu Art. 80 Entscheidung d. Staatsgerichtshofs v. 5. 1. 1957 S. 6.
2)Art. 82 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 angef. mWv 8. 6. 2011 durch G v. 23. 3. 2010 (Brem.GBl.

S. 273).
3) Amtl. Anm.: Vgl. zu Art. 83 Abs. 1 Entscheidung d. Staatsgerichtshofs v. 13. 5. 1953 S. 45.
4)Art. 84 aufgeh. mWv 8. 6. 2011 durch G v. 23. 3. 2010 (Brem.GBl. S. 273).
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zuwiderhandelt, kann durch Beschluß der Bürgerschaft ausgeschlossen wer-
den. 2 Ein Antrag auf Ausschließung muß von mindestens einem Viertel der
gesetzlichen Mitgliederzahl der Bürgerschaft ausgehen; er ist an den Geschäfts-
ordnungsausschuß zur Untersuchung und Berichterstattung zu verweisen.
3 Der Betroffene kann nach Berichterstattung des Geschäftsordnungsausschus-
ses in der Versammlung selbst oder durch ein anderes Mitglied Erklärungen
abgeben. 4 Zur Beschlußfassung bedarf es einer Mehrheit von drei Vierteln der
gesetzlichen Zahl der Mitglieder oder, falls weniger, jedoch mindestens die
Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend sind, der Einstimmigkeit.
(2) Bei grober Ungebühr oder wiederholten Zuwiderhandlungen gegen

die zur Aufrechterhaltung der Ordnung gegebenen Vorschriften kann ein
Mitglied der Bürgerschaft von einer oder mehreren, höchstens drei Sitzungen
durch Beschluß der Bürgerschaft ausgeschlossen werden.

Art. 86 [Vorstand] 1 Die Bürgerschaft wählt für ihre Wahlperiode ihren
Präsidenten, die Vizepräsidenten und die Schriftführer. 2 Sie bilden den Vor-
stand.

Art. 871) [Anträge] (1) Anträge auf Beratung und Beschlußfassung über
einen Gegenstand können, sofern sie nicht vom Senat ausgehen, nur aus der
Mitte der Bürgerschaft oder von Bürgern gestellt werden.
(2) 1 Bürgeranträge müssen von mindestens 5 000 Einwohnern unterzeich-

net sein, die das 16. Lebensjahr vollendet haben. 2Nach Maßgabe eines
Gesetzes kann an die Stelle der Unterzeichnung die Unterstützung im Wege
elektronischer Kommunikation treten. 3 Anträge zum Haushalt, zu Dienst-
und Versorgungsbezügen, Abgaben und Personalentscheidungen sind nicht
zulässig. 4 Das Nähere regelt ein Gesetz.

Art. 88 [Sitzungen, Einberufung, Ladungen] (1) Die Bürgerschaft hält
ordentliche Sitzungen in den in der Geschäftsordnung festgelegten Zeitabstän-
den ab, die jedoch in der Regel nicht länger als ein Monat sein dürfen.
(2) Der Vorstand hat eine außerordentliche Versammlung einzuberufen,

wenn die Bürgerschaft es beschließt, wenn der Senat es unter Mitteilung des
zu beratenden Gegenstandes für erforderlich hält, oder wenn wenigstens ein
Viertel der gesetzlichen Mitgliederzahl der Bürgerschaft schriftlich darauf
anträgt.

Art. 89 [Beschlussfähigkeit] (1) 1 Zur Beschlußfähigkeit der Bürgerschaft
ist eine Teilnahme der Hälfte ihrer Mitglieder erforderlich. 2 Jedoch sind alle
Beschlüsse gültig, die gefaßt sind, ohne daß die Beschlußfähigkeit angezweifelt
worden ist.
(2) 1 Ausnahmsweise kann auch bei Anwesenheit einer geringeren Zahl von

Mitgliedern ein Beschluß gültig gefaßt werden, wenn die Dringlichkeit des
Gegenstandes keinen Aufschub gestattet und dies bei der Ladung zu der
Versammlung ausdrücklich angezeigt worden ist. 2 Ebenso ist zu verfahren,
wenn der Senat beantragt, daß wegen Dringlichkeit des Gegenstandes diese
Ausnahme eintritt.

5 BremVerf Art. 86–89 Bremen
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1)Art. 87 Abs. 2 Satz 1 geänd., Satz 2 eingef., bish. Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4 mWv
14. 9. 2013 durch G v. 3. 9. 2013 (Brem.GBl. S. 501).
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